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Deutschland steht vor einem tief greifenden demografischen Wandel. Aufgrund anhaltend niedriger Kinderzahlen und einer steigenden Lebenserwartung ändert sich die Altersverteilung in der Bevölkerung deutlich zugunsten der höheren Altersklassen. Zudem ist mit einem Rückgang der Bevölkerungszahlen zu rechnen. Seit 2003 können Zuwanderungen den natürlichen Schwund nicht mehr aufhalten und die Einwohnerzahl Deutschland sinkt seither. Zunächst nur marginal, aber dieser Trend wird sich beschleunigt fortsetzen. So sind die Bevölkerungszahlen seit 2003 zunächst um 5.000, dann um 30.000, um 60.000 und im vergangenen Jahr um 124.000 gesunken – letzterer Wert ist bereits höher als die Einwohnerzahl von Fürth. 
Generell werden Dynamik und regionale Unterschiede der demografischen Veränderung unterschätzt. Während vor allem wirtschaftsstarke Regionen des Landes – vor allem im Umland der Städte - nach wie vor einen Bevölkerungszuwachs verbuchen, haben andere Gebiete in den vergangenen 15 Jahren bereits ein Viertel ihrer Einwohner verloren. Da bei diesem Prozess vorwiegend junge und qualifizierte Menschen abwandern, kann sich die soziale und strukturelle Zusammensetzung der Einwohnerschaft ungemein schnell verändern. 

Das zeitgleiche Schrumpfen und Wachstum bedeutet für die Denkmalspflege eine doppelte Herausforderung. Denn in Ballungsräumen verstärkt sich der die Nachfrage nach Bauland, während in Abwanderungsgebiete der Verfall von historischer Substanz kaum aufzuhalten ist.

Obwohl Größe und Struktur der Bevölkerung einen großen Einfluss auf die Nutzung der öffentlichen und privaten Infrastruktur haben, werden demografische Veränderungen bei Planungsprozessen nach wie vor wenig berücksichtigt. Das gilt für die Energie- und Wasserversorgung, für die Verkehrs- und Bildungsplanung ebenso wie für kulturelle Einrichtungen, von Kinos, Bibliotheken, Theatern bis zu Museen. Selbst im Osten Deutschlands sollen alte Konzepte aus Wachstumszeiten – Ausweisung von Neubau- und Gewerbegebieten oder Autobahnanschluss – eine Antwort auf Schrumpfprozesse geben. 

Der gesamte Aufbau Ost krankt von Anfang an daran, dass demografische Veränderungen praktisch nicht bei der Planung mitbedacht wurden. Altstädte, etwa in Görlitz oder Quedlinburg, wurden aufwändig saniert, ohne zu beachten, dass sie in Regionen liegen, die bereits heute einen Bevölkerungsschwund von über 20 Prozent zu verzeichnen haben – und bis 2020 noch einmal mindestens das Gleiche zu erwarten haben. Auch die Tatsache, dass sich in der jüngeren Vergangenheit einige zahlungskräftige Rentner aus Westdeutschland in Görlitz niedergelassen haben, ändert rein zahlenmäßig so gut wie nichts an der dortigen Bevölkerungsveränderung. 

Sachsen-Anhalt kann zwar dem bundesweit höchsten Anteil an Weltkulturerbestätten vorweisen, hat aber auch die höchsten Bevölkerungsverluste und deshalb – leider – viel zu geringe Besucherzahlen für das Kulturerbe. Im Bereich der wirtschaftlichen Regionalentwicklung zeichnet sich bereits heute ab, dass zukünftig nur noch Regionen mit demografischem Potenzial finanziell gefördert werden können. Angesichts öffentlicher Finanzkrisen ist eine flächendeckende Subventionierung von Schrumpfungsregionen schon heute nicht mehr möglich. Dies gilt zu einem guten Teil auch für den Denkmalschutz. Allerdings kann eine gute Denkmalspflege die Qualität eines Standortes auch verbessern. Attraktive Standorte können so die Auswirkungen des demografischen Wandels in Schrumpfungsregionen mildern. Entweder weil sie eine Abwanderung bremsen oder weil sie wirtschaftliches Potenzial durch Tourismus eröffnen.
Der Osten Deutschland, wo sich ein guter Teil der attraktivsten Baudenkmäler Deutschlands befinden, leidet besonders unter Schwund und Alterung der Bevölkerung. Nicht nur weil seit der Wende rund 1,5 Millionen Menschen ihre alte Heimat verlassen haben, sondern auch weil die Kinderzahl je Frau sich nach dem Mauerfall vorübergehend auf ein historisch einmaliges Tief von 0,7 reduziert hat. Dieser Nachwuchsmangel hat unter anderem zur Folge, dass seither rund 2.000 Schulen schließen mussten, was beispielsweise einen direkten Einfluss auf die Nutzung von Museen hat, die vielerorts aus Schulklassen einen Großteil ihrer Besucher rekrutieren. Der heutige Kindermangel wirkt sich aber auch auf die weitere demografische Entwicklung aus. Denn durch den Geburteneinbruch nach der Wende wird von etwa 2015 an nur eine halbierte Generation ins potenzielle Elternalter kommen. Hinzu kommt, dass unter den Abgewanderten überproportional viele junge Frauen sind, die bestenfalls anderenorts, auf jeden Fall aber nicht in den neuen Bundesländern Kinder bekommen. In einigen Regionen der neuen Bundesländer fehlt in der für die Familiengründung wichtigen Alterklasse der 20- bis 30-Jährigen ein Viertel aller Frauen. 
Eine ähnliche demografische Erosion erleben strukturschwache Gebiete im Westen Deutschlands – vor allem im Ruhrgebiet, im Saarland und entlang der ehemals deutsch-deutschen Grenze vom Harz über Nordhessen, die Rhön, bis ins bayerische Fichtelgebirge. Bis zum Jahr 2020 wird über die Hälfte aller deutschen Landkreise und kreisfreien Städte einen Rückgang ihrer Einwohnerzahlen verzeichnen. Während die Zahl der Verliererregionen steigt und jene der Gewinner sinkt, verschärft sich der Wettbewerb der Kommunen um qualifizierte, Steuern zahlende Mitbürger. Deutschland wird damit noch weit stärker als heute in wohlhabende, urbane, kulturelle Zentren auf der einen Seite (vor allem im Süden der Republik) und periphere, strukturschwache Räume auf der anderen zerfallen. 

Obwohl Bayern insgesamt zu den Gewinnern der deutschen Binnenwanderung gehört und trotz durchschnittlicher Kinderzahlen auch künftig noch Bevölkerungswachstum zu verzeichnen hat, zeigt sich innerhalb des Freistaates eine Zweiteilung. Während das Umland von München auch in Zukunft noch massiv Neubaugebiete wird ausweisen müssen und sich der Bereich enormer wirtschaftlicher Prosperität bis nach Ingolstadt ausdehnt, beginnt oberhalb der Linie Würzburg-Nürnberg-Regensburg-Passau eine Region des Bevölkerungsstillstands und weiter nördlich davon eine des massiven Schrumpfens. Alle Grenzkreise zu den neuen Bundesländern und zu Tschechien, die zum Teil massiv unter dem Strukturwandel und dem Wegbruch ganzer Industriebereiche leiden, weisen starke Bevölkerungsverluste aus. 
Mit der demografischen Erosion verändert sich auch der Bildungsstand der Bevölkerung. Denn unter den Zurückbleibenden häufen sich Ältere sowie Menschen mit schlechter Ausbildung und ohne Arbeit. Mitglieder dieser sozial schwachen, bildungsfernen Schichten interessieren sich tendenziell wenig für Kulturgüter und die Denkmalspflege. Sie sind auch kaum in der Lage eine aktive Bürgergesellschaft zu entwickeln, die über Initiativen und Stiftungen immer stärker dem Schutz von Kulturgütern beteiligt ist. 
Ein andere Bevölkerungsgruppe, die auch zukünftig weiter anwachsen wird, bis dato aber wenig zum bürgergesellschaftlichen Engagement motiviert werden kann und auch auf Grund ihres eigenen kulturellen Hintergrunds mit hiesigen Kulturgütern wie Kirchen womöglich wenig anfangen können, sind die Migranten. In Deutschland leben rund 15 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, zur einen Hälfte Ausländer und zur anderen Eingebürgerte mit deutschem Pass. Deutschland hat damit, nach den Vereinigten Staaten, in absoluten Zahlen die zweitgrößte Migrantenpopulation weltweit. Sie verteilt sich im Wesentlichen auf die Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein-Westfahlen, sowie auf die Stadtstaaten. In Kernzonen mancher Städte machen Migranten bereits 40 Prozent der Bevölkerung aus. 

Da Deutschland auch in Zukunft Zuwanderung erleben wird und Migranten tendenziell mehr Kinder haben als Einheimische, wird sich der Migrantenanteil in Deutschland bis 2050 auf mindestens 30 Prozent erhöhen. Die Hälfte aller Kinder könnte dann aus einem Haushalt mit Migrationshintergrund stammen. Die Gesellschaft und das Zusammenleben werden sich dadurch stark verändern. Die eher an der klassischen „Hochkultur“ orientierte Kulturförderung hat bis heute nur wenig auf diese neue Vielfalt regiert. Es ist bezeichnend, dass in den Kommunen „Ausländerangelegenheiten“ im Allgemeinen in den Tätigkeitsbereich der Sozialämter fallen und kaum in den der Kulturbehörden.
